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i^kahobfp ! fã píêÉáí ìã ÇáÉ
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qáÉêã~ëíëí®ääÉå ÖáÉ≈í ÇáÉ _ΩêJ
ÖÉêáåáíá~íáîÉ ł_ΩåÇåáë jrqH
ïÉáíÉê £ä áåë cÉìÉêK aÉê i~åÇJ
âêÉáë âçããÉ ëÉáåÉå ^ìÑÖ~ÄÉå
~äë dÉåÉÜãáÖìåÖëÄÉÜ∏êÇÉ
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íÉå ÇáÉ łjrqHJjáíÖäáÉÇÉê áã
o~ÜãÉå ÉáåÉê mêÉëëÉâçåÑÉêÉåò
~ã aáÉåëí~ÖK lÑÑÉåÄ~ê ëÉá ÇáÉ
sÉêï~äíìåÖ ãáí áÜêÉê ^êÄÉáí
ΩÄÉêÑçêÇÉêíK

Um ihren Vorwürfen Nach-
druck zu verleihen, hatten
die Aktivisten ihren Sach-
verständigen für Immissi-
onsschutz, Knut Haver-
kamp (Landkreis Goslar),
mit zur Pressekonferenz ge-
beten. „Zu der Arbeit des
Landkreises kann ich nur ei-
nes sagen: Thema verfehlt“,
erklärte der Experte.
Die Investoren müssten

als Antragssteller alle Zwei-
fel an ihren Bauvorhaben
beseitigen. Aufgabe des
Landkreises sei es, die ein-
gereichten Gutachten –
meistens erstellt durch die
Landwirtschaftskammer
Niedersachsen – auf forma-
le Richtigkeit zu überprü-
fen. Sofern man dazu nicht
in der Lage sei, müsse das
Gewerbeaufsichtsamt zur
Unterstützung eingeschal-
tet werden. Dies sei trotz
wiederholter Aufforderung
durch „Bündnis MUT“ nicht
geschehen, so Haverkamp.
„Wir wollen unsere Kritik

sachlich begründen“, sagte
Uwe Behrens, einer der

dÉåÉÜãáÖìåÖÉå îçå qáÉêã~ëíëí®ääÉåW ł_ΩåÇåáë jrq; éê®òáëáÉêí ëÉáåÉ sçêïΩêÑÉ

łi~åÇâêÉáë Ü~í
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Sprecher des Bündnisses,
bevor er konkret auf einen
Stall mit Mastschweinen zu
sprechen kam. Dieser Stall
im Ortsteil Glane von Wil-
deshausen habe seine Ge-
nehmigung bereits 2006 er-
halten. Er spiele insofern
aber noch eine Rolle, als
dass in seiner unmittelba-
ren Nähe nun ein zweiter
Maststall entstehen soll.
Dass durch einen zweiten
Stall nun eine Mehrbelas-
tung für die Anwohner ein-
treten könnte, hatte die
Kreisverwaltung zurückge-
wiesen: Der neue Stall wer-
de mit einem Filter verse-
hen, der die Emissionen
deutlich senke. Bei dieser
Gelegenheit wolle der An-
tragssteller auch gleich den
ersten Stall mit einem Filter
versehen, was eigentlich
gar nicht nötig sei, da die
Anlage Bestandsschutz ge-
nieße. Es handele sich um
ein freiwilliges Zugeständ-
nis des Landwirtes, wo-
durch im Endeffekt die
Emissionen beider Ställe
niedriger seien als die des
bisherigen.
Falsch, behauptet „Bünd-

nis MUT“. Schon das Argu-
ment mit dem Bestands-
schutz sei nicht zutreffend:
„Es handelt sich aufgrund
der Größe um eine Anlage
nach dem Bundesimmissi-
onsschutzgesetz. Für diese
Anlagen gibt es keinen Be-
standsschutz“, erklärte Beh-
rens. Außerdem hege er
große Zweifel an dem Gut-
achten von 2006. Der Ge-
nehmigungsbescheid sei
hinsichtlich der dort ge-

nannten Abstände zur
Wohnbebauung nachweis-
lich falsch. Dort hieße es,
die nächstgelegenen Wohn-
häuser seien 400 bis 500
Meter vom Stall entfernt.
„Beim nächstgelegenen
Wohnhaus handelt es sich
um ein Bauernhaus. Dort
geht man durch die Diele
zum Wohnbereich. Es ist
das gleiche Gebäude. Geht
man von einer Dielenlänge
von circa 20 Metern aus, be-
trägt der Abstand zum
Wohngebäude 300 Meter,
zum Wohnbereich 320 Me-
ter. Das kann jeder pro-
blemlos überprüfen, zum
Beispiel bei Google.“ Beh-
rens zieht daraus die
Schlussfolgerung, dass der
Genehmigungsbescheid,
auch hinsichtlich weiterer
Fehler, noch einmal hätte
überprüft werden müssen.
„Wenn er die gesetzlichen
Auflagen nicht erfüllt, hätte
bereits der erste Stall mit ei-
nem Filter ausgerüstet wer-
den müssen. Der Bau eines
zweiten gefilterten Stalls
stellt somit eine Verdopp-
lung der Emissionen und
des Gülleanfalls dar.“
Ähnlich unzureichend ha-

be der Landkreis die Unter-
lagen eines Hähnchenmast-
stalls in Bissel (Gemeinde
Großenkneten) „überprüft“.
Behrens verwies auf eine
Skizze, die in den Antrags-
unterlagen das Verhältnis
der Wohnbebauung zu
möglichen Emissionsquel-
len darstellt. Die Skizze, so
lässt sich tatsächlich ein-
deutig erkennen, zeigt in
ihrem rechten Bereich den

beantragten Maststall und
im unteren linken Bereich
das nächst gelegene Wohn-
haus. Was auf der Abbil-
dung jedoch nicht erkenn-
bar ist, und was Knut Haver-
kamp auf einer neuen Skiz-
ze mit anderem Blickwinkel
veranschaulicht, sind zwei
weitere Hähnchenmaststäl-
le sowie zwei Schweine-
mastställe und eine Biogas-
anlage in unmittelbarer Nä-
he zu der Wohnbebauung.
„Um die Gesamt-Geruchsbe-
lastung des Wohnhauses be-
rechnen zu können, hätte
man die anderen Ställe in
die Berechnungen mit ein-
beziehen müssen“, so Uwe
Behrens. Während die Ent-
fernung des beantragten
Hähnchenmaststalls 750
Meter betrage, stünden die
auf der Skizze nicht berück-
sichtigten Stallbauten noch
deutlich näher zum Bereich
des Wohnhauses – jeweils
etwa 500 Meter.
Wilfried Papenhusen,

ebenfalls Sprecher des
Bündnisses „MUT“, gab zu
bedenken, dass neutrale Be-
obachter aufgrund solcher
Gutachten schnell zu der
Annahme kommen könn-
ten, es handele sich um ge-
zielte Vertuschung. Eben-
falls wies er in diesem Zu-
sammenhang auf das gute
Verhältnis vieler Investoren
zu Vertretern der Landwirt-
schaftskammer hin, die ja
bekanntlich viele der Gut-
achten erstellen würden.
Dass der Landkreis diese
Gutachten ohne genauere
Überprüfung einfach durch-
winke, sei bedenklich.
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„Gut, dass Herr Gysi nicht
zum Wildeshauser Schaffer-
mahl gekommen ist und
ein großes Dankeschön an
die ,aufgeschlossenen‘ La-
ternenhalter der Gilde. Es
wäre eine Schande gewe-
sen, wenn Herr Gysi seinen
Auftritt vom Dienstag zum
Schaffermahl der Wildes-
hauser Gilde im Rathaus-
saal vor ausgesuchten Gäs-
ten gehabt hätte.
Ein großer Teil der Gäste/

Verantwortlichen hätte si-
cherlich erst gar nicht ver-
standen, was in seiner Rede
für eine Tiefe und Klarheit
steckt. Außerdem ist es ja
nichts Besonderes, wenn
man Gästen ein Überra-
schungsmenü vorsetzt, das
sie nicht verdauen können.
Anders am Dienstag-

abend. Hier kamen die Gäs-
te gezielt, um ein politi-
sches Juwel zu hören und
zu sehen. Gregor Gysi ver-
packte seine glänzende Re-
de in eine heitere und hu-
morvolle Hülle, dessen tie-
fer Inhalt von den meisten
Gästen nicht nur verstan-
den, sondern durch viel Bei-
fall auch bestätigt wurde.
Ebenfalls legte unser Bür-

germeister Kian Shahidi ei-
nen glänzenden Empfang
für Herrn Gysi mit knappen
Worten und ohne Provinz-
mief vor.
Recht witzig war auch,

dass ein paar Führungskräf-
te den Gildebunker verlas-
sen und sich an den Rand
der Gefahrenquelle begeben
hatten.“

iÉëÉêÄêáÉÑÉ ÖÉÄÉå ÇáÉ jÉáåìåÖ
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i^kahobfp ! Enttäuscht
zeigten sich Wilfried Papen-
husen und Uwe Behrens,
dass Landrat Frank Eger der
Einladung zur Pressekonfe-
renz (siehe Aufmacher) von
„Bündnis MUT“ nicht ge-
folgt war. „Wir hatten uns
eine sachliche Diskussion
erhofft“, betonten die Bünd-
nis-Mitglieder.
Das Angebot zum Dialog

stehe nach wie vor. Darüber
hinaus wolle man auch wei-
ter die Öffentlichkeit su-
chen. „Als Bürgerinitiative
ist es für uns ohne Klage-
recht sehr schwer, gegen
konkrete Genehmigungen
von Tiermastställen vorzu-
gehen“, erläuterte Papen-
husen. Eine große Hürde
stelle der finanzielle Rah-
men dar. „Allerdings sind
wir mittlerweile so gut mit
anderen Organisationen
vernetzt, dass wir einen
Weg finden werden.“
Auch habe man aus Feh-

lern der Vergangenheit ge-
lernt. Er denke da zum Bei-
spiel an den Fall eines
Hähnchenmaststalls in Bis-
sel. „Bündnis MUT“ habe
gegen den Antrag des In-
vestoren Widerspruch ein-
gelegt. Dieser sei vom Land-
kreis auch zunächst akzep-
tiert worden. „Wir haben

sogar eine Empfangsbestä-
tigung erhalten“, berichte-
te Papenhusen. Unmittel-
bar mit Ablauf der Frist ha-
be der Landkreis dann mit-
geteilt, dass „Bündnis MUT“
entgegen der ersten Annah-
me doch nicht zum Wider-
spruch berechtigt sei. Ob
da nun Absicht hinter ste-
cke, sei nicht zu belegen.
„Sicher ist aber, dass wir
wegen der abgelaufenen
Frist keine Möglichkeit hat-
ten, noch an eine andere
Organisation mit Wider-
spruchsrecht heranzutre-
ten“, so Papenhusen.
Das Einlegen eines Wi-

derspruchs sei kosten-
pflichtig. Bei Ablehnung
entstünden Kosten in Höhe
von etwa 300 bis 600 Euro.
Wie Knut Haverkamp, ein
von „Bündnis MUT“ beauf-
tragter Sachverständiger,
hinzufügte, sei die Kosten-
höhe im Fall einer Klage
noch deutlich höher. „Erst-
instanzlich fallen schon
5000 bis 10000 Euro an.“
Vor derartigen Summen

schrecken auch die Partner-
organisationen von „Bünd-
nis MUT“ zurück. Schon vor
einigen Wochen hatte Wil-
fried Papenhusen angekün-
digt: „Wir müssen eine
Kriegskasse anlegen.“ ! àë

t~ëI ïÉåå dóëá ÉáåÉå
gçáåí ÄÉâçããÉå Ü®ííÉ\

tfiabpe^rpbk ! Rotwein
zum Essen, Bier zum Fuß-
ball – zwischendurch eine
kleine Zigarettenpause. Le-
gale Drogen sind gesell-
schaftlich längst akzeptiert.
Wie auch sonst lässt es sich
erklären, dass Wildeshau-
sens Bürgermeister Kian
Shahidi dem Linken-Politi-
ker Gregor Gysi zwei Fla-
schen „Huntewasser“ zur
Begrüßung schenkte – frei
von Nitraten und angerei-
chert mit 20 „Umdrehun-
gen“. Man stelle sich einmal
vor, Shahidi hätte statt des
„Huntewassers“ einen Joint
überreicht. Der Skandal wä-
re perfekt gewesen.
Dabei gibt es aus medizi-

nischer Sicht kaum einen
Unterschied zwischen den
beiden Präsenten: Sowohl
Alkohol als auch Cannabis
gefährden die Gesundheit
und können Suchtprobleme
verursachen. „Alkohol wür-
de ich sogar noch als gefähr-
licher einstufen“, sagt Maria
Rüschendorf, Mitarbeiterin
bei der Fachstelle Sucht in
Wildeshausen. Als am Mitt-
woch mehrere Vertreter der
CDU die Einrichtung an der
Heemstraße besuchten, ging
es genau um diese Frage –
welche Rolle spielen legale
und illegale Drogen in der
Gesellschaft? Welche Maß-
nahmen sollten Politiker
treffen, um Drogenmiss-
brauch, vor allem bei Ju-
gendlichen, zu verhindern?
Der Landtagsabgeordnete

Ansgar Focke ging auf Pläne
der Niedersächsischen Lan-

aáëâìëëáçå ΩÄÉê äÉÖ~äÉ ìåÇ áääÉÖ~äÉ aêçÖÉå

desregierung ein, wonach
die Strafverfolgung beim so-
genannten Eigenkonsum
von Cannabis gelockert
werden soll. „Dies ist ein
falsches Signal“ Aus Sicht
der CDU dürfe überhaupt
keine Droge „gesellschaft-
lich gefördert werden.
Selbst wenn es sich nur um
ein Gramm Cannabis han-
delt – die Droge ist und
bleibt illegal.“
„Eigentlich dürfte auch

Alkohol, obwohl er legal ist,
nicht derart offen in Super-
märkten verkauft werden“,
warf Rüschendorf ein.
Dem konnten die CDU-Po-

litiker nur zustimmen. Eine
Möglichkeit, regulierend
einzugreifen, sei beispiels-
weise der Preis. Insbesonde-
re Jugendliche könnten sich
Mixgetränke bei einer Kos-
tenanhebung nicht mehr
ohne Weiteres leisten. Ans-
gar Focke wies auch auf die
Notwendigkeit von Kontrol-
len hin, wie sie etwa erfolg-
reich auf dem Gildefest
praktiziert würden.
Auch Astrid Grotelüs-

chen, CDU-Kandidatin für
den Bundestag, betonte,
dass es aus ihrer Sicht in-
konsequent sei, die Straf-
verfolgung bei Cannabis zu
lockern. Bei aller Diskussi-
on über Cannabis dürfe je-
doch die Gefährlichkeit von
Alkohol nicht außen vorge-
lassen werden. Dies sei eine
große Gefahr: „Im Gegen-
satz zu Cannabis ist Alkohol
legal. Und wird deshalb
leicht unterschätzt.“ ! àë
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d^kabohbpbb ! Gleich drei
Mal auf frischer Tat ertappt
wurde am Dienstag ein
35-jähriger Ladendieb in
Ganderkesee. Den ersten
Diebstahl bemerkte laut Po-
lizei ein Ladendetektiv ge-
gen 10.55 Uh im Super-
markt an der Grüppenbüh-
rener Straße. Der 35-Jährige
packte Tabak und Spirituo-
sen in eine Tasche, verließ
das Geschäft und wurde
durch den Detektiv gestellt.
Die Polizei musste kommen
und leitete gegen den Mann
ein Strafverfahren ein. Zu-
dem bekam er Hausverbot
erteilt.
Weiter ging es gegen

11.35 Uhr. Diesmal hatte
der 35-Jährige einen Ver-
brauchermarkt an der Stra-
ße „Markt“ auserkoren. Er-
neut nahm er Spirituosen
an sich und versuchte da-
mit, den Laden zu verlas-
sen. Doch auch in diesem
Fall konnte der Diebstahl
entlarvt werden.
Schließlich betrat der

Mann aus Ganderkesee ei-
nen Getränkemarkt an der
Bergedorfer Straße und
flüchtete nach dem Dieb-
stahl. Die Polizisten, die
mittlerweile schon sehr gut
wussten, nach wem sie Aus-
schau halten mussten, stell-
ten den 35-Jährigen in der
Nähe des Getränkemarktes
und stellten die Flaschen
mit Alkohol sicher.
Der Mann räumte die Ta-

ten ein. Nach den polizeili-
chen Maßnahmen wurde er
entlassen. Anschließend, so
berichtet die Polizei, habe
es keine erneuten Meldun-
gen über Ladendiebstähle
gegeben.

aáÉÄ ÖäÉáÅÜ ÇêÉá
j~ä ÉêïáëÅÜí
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pqbkrj ! Kupferdiebe ha-
ben offenbar den Brand in
Stenum verursacht, bei dem
Teile eines Einfamilienhau-
ses abgebrannt waren (Scha-
den: 30000 Euro, wir be-
richteten). Wie die Polizei
gestern mitteilte, haben die
Diebe zum Trennen der Löt-
stellen an den Rohren ver-
mutlich offenes Feuer be-
nutzt, welches das Holz im
Unterstand neben dem
Haus entzündet haben
könnte.

Erneut wendet sich die
Polizei im Rahmen der
Fahndung an die Bevölke-
rung: „Wer hat auffällige
Personen im Bereich des
Brandortes gesehen oder
verdächtige Geräusche ge-
hört? In der Nähe muss ein
Fahrzeug zum Abtransport
der Dachrinnen bereitge-
standen haben.“ Hinweise
nimmt die Dienststelle der
Polizei in Wildeshausen un-
ter Telefon 04431/941115
entgegen.
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d^kabohbpbb ! Der Runde
Tisch Natur – ein Zusam-
menschluss von Landwir-
ten, Jägern und Naturschüt-
zern – hat sich dazu ent-
schlossen, den Kiebitz in
der Gemeinde Ganderkesee
zu schützen. Der Grund:
Viele Bodenbrüter gehen in
der offenen Landschaft Mit-
teleuropas, die durch land-
wirtschaftliche Tätigkeit ge-
prägt ist, in den letzten
Jahrzehnten stark zurück.
Ein Gelegeschutz wurde

vor einiger Zeit schon ein-
mal im Süden der Gemein-
de vom Fuhrenkamp-
Schutzverein und einigen
Landwirten gemeinsam für
zwei Jahre praktiziert. Da-
bei wurden einige Gelege
mit Bambusstäben markiert
und auf diese Weise vor
landwirtschaftlichen Arbei-
ten geschützt. Grundsätz-
lich sei dies gesamten Ge-
meindegebiet möglich, so
die Mitglieder des Runden
Tisches Natur.


